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rung die Möglichkeit der Beschwerde beim übergeordneten 
Wohnraumlenkungsorgan hat und insoweit ohnehin nur 
er tätig werden könnte.

EDGAR PRÜFER,
wiss. Mitarbeiter am Obersten Gericht

Ausgleichsanspruch bei Hilfeleistung 
und Abwehr von Gefahren

Die Bestimmungen des ZGB über die Schadensverhütung 
(§§ 323 ff.) enthalten auch eine Regelung über die Erstat- 
tungs- und Entschädigungsansprüche, die Bürgern bei einer 
Hilfeleistung oder bei der Abwehr von Schäden und Ge­
fahren entstehen können (§326 ZGB). Diese Regelung hat 
sich in der Praxis bereits bewährt. Neuerdings ist dabei 
die Frage aufgetreten, ob sich derartige Ansprüche auch 
auf Ausgleichszahlungen gemäß § 338 Abs. 3 ZGB erstrek- 
ken. Das ist u. E. zu bejahen.

Der Anspruch eines Bürgers aus einer Hilfeleistung 
bzw. aus einer Tätigkeit zur Abwehr von Gefahren umfaßt 
gemäß § 326 Abs. 1 ZGB die Erstattung von Aufwendun­
gen, die der Bürger den Umständen nach für erforderlich 
halten konnte und eine Entschädigung für eingetretene 
Nachteile. Der Bürger kann diesen Anspruch sowohl ge­
genüber demjenigen geltend machen, der für den Gefah­
renzustand verantwortlich ist, als auch gegenüber dem­
jenigen, in dessen Interesse er gehandelt hat (§ 326 Abs. 1 
ZGB). Ein Bürger, der bei Unglücksfällen oder Katastro­
phen Hilfe geleistet oder zur Abwehr von Gefahren für 
Leben und Gesundheit von Bürgern oder im Interesse 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit gehandelt hat, 
kann diesen Anspruch aber auch entsprechend den dafür 
bestehenden Rechtsvorschriften bei der Staatlichen Ver­
sicherung geltend machen (§326 Abs. 2 Satz 2 ZGB), not­
falls auch mittels einer gerichtlichen Klage.1 Da für den 
betroffenen Bürger die Geltendmachung des Anspruchs 
gegenüber der Staatlichen Versicherung am wenigsten 
aufwendig ist und außerdem Aussicht auf unverzügliche 
Erfüllung des Anspruchs besteht, wird vorwiegend dieser 
Weg beschritten.

Die Rechtsvorschriften, auf die § 326 Abs. 2 ZGB Bezug 
nimmt, sind die Bestimmungen über den Versicherungs­
schutz der staatlichen Organe und Einrichtungen bei Hilfe­
leistungen, nämlich § 6 Abs. 2 der VO über die Versiche­
rung der staatlichen Organe und staatlichen Einrichtungen 
vom 18. November 1969 (GBl. II S. 679) und §10 der AO 
über die Bedingungen für die Pflichtversicherung der 
staatlichen Organe und staatlichen Einrichtungen bei der 
Staatlichen Versicherung der DDR vom 18. November 1969 
(GBl. II S. 682). Sowohl §6 Abs. 2 der VO als auch §10 
Abs. 1 der AO verwenden den Begriff des Vermögensnach­
teils, und zwar auch in bezug auf Körperschäden. Hinsicht­
lich des Umfangs des zu leistenden Schadenersatzes wird 
in beiden Bestimmungen festgelegt, daß sich dieser nach 
den zivilrechtlichen Vorschriften richtet, nach Inkrafttre­
ten des ZGB also nach § 326 Abs. 1 ZGB.1 2

Da die Regelung des § 326 Abs. 2 ZGB darauf abzielt, 
dem Bürger die Geltendmachung und Realisierung in den 
im Gesetz genannten Fällen zu erleichtern, muß die Staat­
liche Versicherung diese Ansprüche des Bürgers in dem 
Umfang befriedigen, der sich aus § 326 Abs. 1 ZGB ergibt. 
Der Bürger kann, wenn Ansprüche gemäß § 326 Abs. 1 be­
gründet sind, nicht unter Berufung auf versicherungsrecht­
liche Regelungen hinsichtlich bestimmter Anspruchsteile 
auf die Geltendmachung gegenüber anderen Erstattungs­
pflichtigen verwiesen werden. Das ergibt sich aus dem

Wortlaut des Gesetzes, wonach es auch in den Fällen des 
§326 Abs. 2 ZGB um die Durchsetzung „von Ansprüchen 
nach Abs. 1“ geht.

Auf der Grundlage dieser rechtlichen Regelung ist dem­
nach die Frage zu beantworten, ob die nach § 326 Abs. 1 
ZGB zu zahlende Entschädigung für eingetretene Nach­
teile auch einen angemessenen Ausgleich enthalten muß, 
wenn der anspruchsberechtigte Bürger wegen des erlitte­
nen Gesundheitsschadens nur in beschränktem Umfang am 
gesellschaftlichen Leben teilnehmen kann oder sein Wohl­
befinden erheblich bzw. für längere Zeit beeinträchtigt 
wird (§ 338 Abs. 3 ZGB). Dabei ist das generelle rechts­
politische Anliegen des § 326 ZGB zu beachten. Es geht 
darum, denjenigen Bürgern, die verantwortungsbewußt 
im Interesse der Gesellschaft handeln, a l l e  Nachteile zu 
ersetzen, die möglicherweise entstehen.3 Dazu gehören auch 
die genannten Nachteile, die als Folge eines Gesundheits­
schadens eingetreten sind.

Mit der Ausgleichszahlung gemäß § 338 Abs. 3 ZGB 
soll — im Unterschied zum sog. Schmerzensgeld des frü­
heren Rechts — nicht ein immaterieller Schaden durch Geld 
aufgewogen, sondern der Geschädigte in die Lage ver- 
versetzt werden, sich mit Hilfe' zusätzlicher Mittel nach 
seinen Bedürfnissen und seiner Wahl einen adäquaten 
Ausgleich an Lebensinhalt zu schaffen. Wenn der Geschä­
digte auch — anders als bei den erforderlichen und er­
höhten Aufwendungen und weiteren Nachteilen, die ohne­
hin gemäß § 338 Abs. 1 ZGB zu ersetzen sind — nicht zu 
begründen und zu beweisen braucht, wofür er diese Aus- 
gledchszahlung verwendet4, geht es im Kern dabei doch 
um den Ausgleich materieller Nachteile, wozu auch die 
Folgen von Gesundheitsschäden zählen (§ 336 Abs. 1 Satz 2 
ZGB).

Es gibt kein Argument dafür, dem Interesse der Gesell­
schaft an der umfassenden Sicherstellung des Geschädig­
ten im Falle des § 326 ZGB andere Konsequenzen zuzu­
ordnen als in den Fällen rechtswidriger Schadenszufügung. 
Insbesondere ist nicht einzusehen, weshalb der Bürger, der 
bei einer Hilfeleistung oder der Abwehr von Gefahren 
einen Schaden erleidet, der also in besonderem Maße ge­
sellschaftlich verantwortungsbewußt gehandelt hat, im 
Ergebnis schlechter gestellt sein soll als ein aus einer 
rechtswidrigen Schadenszufügung Geschädigter. Die kom­
plexe Regelung der Ersatzpflicht bei Gesundheitsschäden 
in § 338 ZGB, der eine Aufgliederung in materiellen und 
immateriellen Schaden fremd ist, muß folglich auch der 
Maßstab dafür sein, in welchem Umfang Nachteile zu er­
setzen sind, die beim Eintritt eines Körperschadens in den 
von § 326 Abs. 1 ZGB erfaßten Fällen entstehen.

Wird also der Anspruch gemäß § 326 Abs. 2 ZGB gegen­
über der Staatlichen Versicherung geltend gemacht, so 
muß diese auch die Zahlung des angemessenen Ausgleichs 
übernehmen, wenn die in § 338 Abs. 3 ZGB genannten Vor­
aussetzungen vorliegen. Diese Ausgleichszahlung ist un­
eingeschränkt als Ersatz eines Vermögensnachteils im 
Sinne der oben erwähnten versicherungsrechtlichen Rege­
lungen anzusehen, weil die geltenden zivilrechtlichen Vor­
schriften, auf die verwiesen wird, in §§ 336, 338 ZGB den 
Umfang der Ersatzpflicht bei Gesundheitsschäden ein­
schließlich ihrer Folgen einheitlich als materiellen Nach­
teil regeln. Die hier in Betracht kommenden versicherungs­
rechtlichen Vorschriften müssen daher gemäß § 13 Abs. 2 
EGZGB in der genannten Richtung angewendet werden.
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